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Mehr von uns ist gut für alle. 
ver.di prägte in diesem Jahr in vielfacher Hinsicht das 
Geschehen in diversen Dienstleistungsbranchen. Nicht 
immer erfolgreich auf der ganzen Linie, Kompromisse 
waren häufig einzugehen. Eines aber kann man un-
serer Gewerkschaft nicht absprechen: Immer wurden 
Themen angepackt, die weit über die eigene Mitglied-
schaft hinaus die ganze Gesellschaft betreffen. Zwei 
Themen wurden in besonderer Weise auch von un-
serem Fachbereich Gesundheit, soziale Dienste, Wohl-
fahrt und Kirchen bewegt: die Aufwertung sozialer Be-
rufe und der dramatische Personalmangel in deutschen 
Krankenhäusern. Beteiligt waren daran nicht wenige 
Beschäftigte aus Kirchenbetrieben.

Gemeinsam mit den Kolleginnen und Kollegen 
aus den kommunalen Sozial- und Erziehungsdiensten 
streikten über Wochen auch Kita-Beschäftigte in 
kirchlichen Kitas, beteiligten sich Hunderte von Arbeit-
nehmer/innen aus Diakonie und Caritas an Aktionen 
und Aktivitäten, um eine Aufwertung der Sozialberufe 
durchzusetzen. Das Ergebnis, nach langwierigen Ver-
handlungen erzielt, ist bekannt (nachzulesen unter 
www.soziale-berufe-aufwerten.de). Niemand war so 
richtig zufrieden. Stolz waren alle trotzdem, denn das 
Thema Aufwertung ist gesetzt und wird nicht mehr 
in der Versenkung verschwinden. Es wird uns weiter 
beschäftigen, nicht zuletzt in den Kirchenbetrieben. 
Man darf gespannt sein, ob sich die kirchlichen Arbeit-
geber umstandslos bereit finden, die Ergebnisse der 
Verhandlungen in die kirchlichen Regelungen zu über-
tragen. Bei Redaktionsschluss dieser Ausgabe lief noch 
die Urabstimmung über das Verhandlungsergebnis im 
Öffentlichen Dienst. Die Empfehlung der Bundestarif-

kommission lautete auf Annahme des Verhandlungser-
gebnisses.

Ein anderes Feld der politischen Auseinander-
setzung ist die dramatische Personalsituation in den 
Kliniken.162.000 Stellen fehlen, darunter 70.000 Pfle-
gekräfte. ver.di bewegt das Thema seit langem. An 
der Charité in Berlin wurde sogar gestreikt. Auch sehr 
viele Beschäftigte kirchlicher Krankenhäuser beteiligen 
sich immer öfter an den ver.di-Aktivitäten für eine 
gesetzliche Personalbemessung. Das ist eine tolle Ent-
wicklung. Denn auch in christlichen Häusern ist die Per-
sonalstärke nicht berauschend. Widerstand ist deshalb 
auch hier das Gebot der Stunde. Sicher haben auch 
die Arbeitnehmer/innen der christlichen Häuser dazu 
beigetragen, dass die Unterschriftensammlung an den 
Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages für eine 
gesetzliche Personalbemessung so erfolgreich verlaufen 
ist: 170.000 Unterzeichner/innen haben dafür gesorgt, 
dass das Thema weiter auf der politischen Tagesord-
nung stehen wird.

Zwei Beispiele für das Wirken von ver.di: Unverzicht-
bar. Kraftvoll. Wirksam. Auch im kirchlichen Bereich. 
Allerdings, wer Augen hat zu sehen, wer Ohren hat zu 
hören, wird bestätigen: Ohne eine deutliche Stärkung 
von ver.di werden wir auch im kirchlichen Bereich die 
zum Teil heftigen Verwerfungen bei den Arbeitsbedin-
gungen nicht beseitigen können. Selbstverständlich gilt 
dies auch für das vordemokratische Arbeits(un)recht 
der Kirchen.

Also, heute noch deine Kollegin, deinen Kollegen 
fragen: Willst du nicht mitmachen, bei ver.di? Denn: 
Mehr von uns ist gut für alle.

Eure Kirchen.info-Redaktion

	 zum Kirchen.info Nr. 27:

	 Liebe Leserin, liebe Leser
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»Beschwerdebefugnis«. Damit haben die Karlsruher 
Richter leider die Möglichkeit verpasst, die Geltung 
eines Menschenrechts auch für Kirchenbeschäftigte zu 
bestätigen. Sie haben sich nicht mit der Frage auseinan-
dergesetzt, ob die rund eine Million Beschäftigten von 
Diakonie, Caritas und Verfasster Kirche das Grundrecht 
auf Streik wahrnehmen dürfen. Das ist bedauerlich. 
Viele Beschäftigte bei den Kirchen hatten die Hoffnung 
auf eine längst überfällige Klarstellung.

Welche Folgen hat die Entscheidung für die  
Möglichkeit, in kirchlichen Einrichtungen zu 
Arbeitsniederlegungen aufzurufen?
Bei Tarifauseinandersetzungen in kirchlichen Einrich-
tungen kann ver.di als letztes Mittel weiterhin zu 
Arbeitsniederlegungen aufrufen. Das ist die klare Bot-
schaft des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichtes.

Der Präsident der Diakonie Deutschland, Ulrich 
Lilie, hat aber doch erklärt, dass das Bundesver-
fassungsgericht mit der Zurückweisung der Be-
schwerde »für Rechtssicherheit in der Frage des 
Streikrechts gesorgt« habe.
Es kann niemanden verwundern, dass die Diakonie dies 
öffentlich so interpretiert. Aber das Verfassungsgericht 
hat sich inhaltlich mit dem Thema überhaupt nicht be-
fasst. Daher gilt, was vorher auch schon galt: Unter den 
gegebenen Bedingungen kann ver.di im Rahmen von 
Tarifkonflikten zum Streik aufrufen. Und das werden 
wir auch tun, wenn wir es für notwendig halten, um 
die berechtigten Interessen von Beschäftigten durchzu-
setzen

In der Tarifauseinandersetzung um eine Aufwer-
tung des Sozial- und Erziehungsdienstes hat ver.di 
nur in wenigen nicht-kommunalen Einrichtungen 
zu Arbeitsniederlegungen aufgerufen.  
Warum das?
Das stimmt nicht ganz. Viele Betriebe und Einrich-
tungen der Behindertenhilfe haben gestreikt, oft das 
erste Mal überhaupt. Eine gute Erfahrung, die eigene 
Kraft zu spüren. Das haben uns die Kolleginnen und 
Kollegen versichert. Zu Streiks konnten wir nur in Be-
trieben aufrufen, in denen sich die Eingruppierung 
unmittelbar nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst (TVöD) richtet. Aber Beschäftigte der Kitas 
von AWO, DRK, Caritas, Diakonie und der Kirchen-
gemeinden haben die Streikenden mit kreativen Akti-
onen unterstützt. Sie sind Teil der Bewegung um die 
Aufwertung sozialer Berufe. Die Power hat mich sehr 
begeistert.

Wie ändern sich die Rahmenbedingungen für  
soziale Arbeit? Das Bundesverfassungsgericht  
hat das Streikrecht in kirchlichen Einrichtungen  
indirekt bestätigt. Und bei der Aufwertung der  
Sozial- und Erziehungsdienste ist ein Anfang  
gemacht. Dazu ein Gespräch mit Sylvia Bühler, 
Mitglied im ver.di-Bundesvorstand und Leiterin 
des Fachbereichs Gesundheit, Soziale Dienste, 
Wohlfahrt und Kirchen.

 
ver.di hat eine Verfassungsbeschwerde zum Streik-
recht in kirchlichen Einrichtungen eingereicht. 
Warum? Was war da los?
Anlass der Verfassungsbeschwerde war das Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 20. November 2012. 
Hier wurde ver.di zwar Recht gegeben und Streikauf-
rufe in diakonischen Einrichtungen in den konkreten 
Fällen für legal erklärt. In der Begründung eröffnet das 
BAG jedoch die Möglichkeit, das Streikrecht unter be-
stimmten Umständen in Frage zu stellen. Das ist für uns 
nicht akzeptabel. Das Streikrecht gilt uneingeschränkt. 
Wir haben kein Problem mit dem Selbstordnungsrecht 
der Kirchen, aber es muss da Grenzen haben, wo die 
Rechte anderer eingeschränkt werden. Das gilt ganz 
besonders für die Rechte abhängig Beschäftigter. Kon-
fessionelle Betriebe können kein rechtsfreier Raum sein. 
Mit der Verfassungsbeschwerde wollten wir hier eine 
Klarstellung erreichen.

Das Bundesverfassungsgericht hat die Verfas-
sungsbeschwerde aber wegen Unzulässigkeit ver-
worfen. Was bedeutet das?
Das stimmt. Leider wollte sich das Gericht mit dieser 
Frage nicht befassen. Seine Begründung: Eine Verfas-
sungsbeschwerde könne in der Regel gegen das Urteil 
eines Gerichts eingelegt werden, nicht aber gegen 
dessen Begründung. Außerdem sei ver.di durch das 
Urteil nicht unmittelbar betroffen, denn das Streikrecht 
sei ja nicht in Frage gestellt worden. Uns fehle also die 

	 Interview mit Sylvia Bühler: 
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Es gibt nun ein Verhandlungsergebnis, über das 
die Mitglieder derzeit in einer Urabstimmung 
befinden. Wie beurteilst du den erreichten Kom-
promiss?
Wir alle hätten uns ein besseres Ergebnis gewünscht. 
Die Kolleginnen und Kollegen haben mehr verdient. 
Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass diese Jahr-
zehnte lang verfestigte Benachteiligung sozialer Berufe 
sich trotz großartiger Bewegung und einem langen 
und harten Arbeitskampf nicht in einem Rutsch besei-
tigen lässt. Es ist sehr bitter, dass die Arbeitgeber zu 
einer wirklichen Aufwertung dieser Berufe nicht bereit 
waren. Obwohl es eine breite gesellschaftliche Unter-
stützung unsere Forderung gibt, haben die Arbeitgeber 
versucht, die Streiks auszusitzen – auch auf Kosten der 
Kinder, Eltern und Klienten. Immerhin hat sie die Dro-
hung, den Arbeitskampf wieder aufzunehmen, zu wei-
teren Zugeständnissen bewegt. Ich sehe es so: Der An-
fang ist gemacht. Noch nie zuvor gab es eine so breite 
gesellschaftliche Debatte über den Wert der Arbeit mit 
und für Menschen. Niemand kann den Beschäftigten 
das neu gewonnene Selbstbewusstsein mehr nehmen. 
Wir bleiben dran! 

Was bedeutet das Ergebnis für Beschäftigte in 
kirchlichen Einrichtungen?
Ich erwarte von den Wohlfahrtsverbänden, auch von 
Caritas und Diakonie, dass sie die besseren Eingruppie-

rungsregelungen vollständig und ohne Verzögerung 
übernehmen. Alles andere wäre eine Ungleichbe-
handlung der Beschäftigten, die den freien Trägern 
und gerade den Kirchen nicht gut zu Gesicht stünde. 
Außerdem müssen die freien Träger für die Fachkräfte 
attraktiv bleiben. 

Hat sich die Forderung nach Aufwertung der  
sozialen Berufe mit dem Tarifergebnis erledigt?
Das Thema bleibt für ver.di ganz oben auf der Tages-
ordnung. Aufwertung hat viele Aspekte. ver.di fordert 
im gesamten Gesundheits- und Sozialwesen gute 
Löhne, gute Arbeit und ganz wichtig, genug Personal. 
Auch in der Kranken- und Altenpflege fordern wir eine 
bessere Bezahlung für diese verantwortungsvolle und 
oft auch emotional belastende Arbeit. Für Fachkräfte 
in der Pflege ist ein Entgelt von mindestens 3.000 Euro 
im Monat angemessen. Mehr Personal brauchen wir 
in den Kitas genauso wie im Krankenhaus und in den 
Pflegeeinrichtungen. Mit großartigen bundesweiten 
Aktionen in den Betrieben wie dem Nachtdienstcheck, 
»162.000 fehlen« und der Krankenhauspetition für 
mehr Personal haben wir das Thema gesetzt. Und auch 
hier gibt es Teilerfolge. Wir haben den Stein ins Rollen 
gebracht, niemand kann ihn mehr stoppen. 

Fragen: Daniel Behruzi

Fo
to

: 
ve

r.
d

i

»Der lange Weg zum Tarifvertrag« – Beschäftigte der Diakonie Hessen demonstrieren vor der Synode

Fo
to

: 
ve

r.
d

i



6 Kirchen .info Nr. 27 · Herbst 2015

In der Diakonie Deutschland werden die Arbeitsbedin-
gungen in unterschiedlichsten Formen geregelt. Allein 
16 Arbeitsrechtliche Kommissionen versuchen sich 
immer wieder an den Arbeitsrechtsregelungen. Ordent-
liche Tarifverträge sind in Hamburg, Schleswig-Holstein, 
Niedersachsen und in Heidelberg mit diakonischen Ar-
beitgebern vereinbart.

Am 17. und 18. September 2015 trafen sich vor 
diesem Hintergrund Vertreterinnen und Vertreter aus 
den Arbeitsgemeinschaften und Gesamtausschüssen 
der Mitarbeitervertretungen in der Diakonie zu einem 
Ratschlag in Kassel. Eingeladen hatte die Bundeskonfe-
renz der Arbeitsgemeinschaften und Gesamtausschüsse 
der Mitarbeitervertretungen im diakonischen Bereich 
und ver.di. Themen der Tagung waren die unterschied-
lichen Arbeitsrechtsregelungen in der Diakonie, sowie 
die daraus resultierenden, zum Teil dramatischen Ver-
werfungen der Entlohnungs- und Arbeitsbedingungen. 
Ausführlich wurden die Tarifzersplitterungen in der 
Landschaft der Diakoniebetriebe ausgeleuchtet. Einge-
schätzt wurde, dass insbesondere in der Altenpflege 
noch erhebliche Anstrengungen erforderlich sein wer-
den, um eine Annäherung an das Niveau des Tarifver-
trages im Öffentlichen Dienst zu erreichen.

Erfreulich ist, dass mittlerweile in vier ver.di-Landes-
bezirken Kampagnen für Tarifverträge in der Diakonie 
angelaufen sind. Mit unterschiedlichen Ideen und Ak-
tivitäten wird derzeit an dem Ziel gearbeitet, zu guten 
Arbeitsbedingungen mittels Tarifverträge zu kommen. 
Eine Weiterverbreitung dieser gut erprobten Kampa-
gnenarbeit in weiteren Regionen wurde angeregt.

Es wäre hilfreich, so einige Teilnehmende, wenn die 
Kirchen mit ihren Wohlfahrtsverbänden ihre Abneigung 
gegen Tarifverträge beenden würden. Nur so könnte 
eine Stabilisierung des Lohngefüges im sozialen Be-
reich in absehbarer Zeit gelingen. Die Berichte zu den 
Verhandlungen in Niedersachsen über Mindestbedin-
gungen in der Altenpflege, die für allgemeinverbind-
lich erklärt werden sollen, sind ermutigend. Auch die 
Inhalte allgemeinverbindlicher Tarifverträge müssen in-
tensiv verhandelt werden, so ein Konferenzteilnehmer. 
Kräftige Unterstützung der betroffenen Kolleginnen 
und Kollegen in der Altenhilfe wäre auch hier dringend 
vonnöten.

Die Konferenzteilnehmer/innen verabredeten für 
das Frühjahr 2016 eine handlungsorientierte tarifpoli-
tische Konferenz.

Redaktion Kirchen.info

Das Soziale kommt angesichts des verschärften Wett-
bewerbs auch in der Diakonie und Caritas immer mehr 
unter die Räder. Diese Flugschrift will dazu beitragen, 
nicht nur Probleme zu erkennen; sie will auch zum 
Handeln ermutigen. 

Seit den 1990er Jahren wird das Gesundheits- und 
Sozialwesen mit der Ökonomisierung verstärkt Wett-
bewerbsmechanismen ausgesetzt, Privatisierungen 
sozialer Dienste sind seitdem üblich. Die Folgen für 
Beschäftigte und NutzerInnen sozialer Dienst-
leistungen sind katastrophal. Personalnot und schlech-
te Arbeitsbedingungen kennzeichnen den Alltag. Die 
Wohlfahrtsverbände können ihre Qualitätsversprechen 
nur noch mühsam erfüllen.

Allerdings nimmt die Diskussion um Alternativen 
und Auswege Fahrt auf. Die Unterbietungskonkurrenz 
kann gestoppt werden – zum Beispiel durch allgemein-
verbindliche Tarifverträge. Sie können ein Mittel sein, 
Lohnkonkurrenz zu begrenzen. Es wird höchste Zeit, 

dass die Kirchen in Deutschland ihre Glaubwürdig
keitslücke schließen und in ihren Wirtschaftsunter-
nehmen zumindest jene arbeits- und tarifrechtlichen 
Standards zulassen, die in weltlichen Betrieben Rechts-
grundlage sind.

zwischen konkurrenz 
und kreuz
kommt bei diakonie und 
caritas das soziale unter die 
räder? – eine flugschrift
sylvia bühler / jens schubert 
berno schuckart-witsch 
(Hrsg.)

VSA Verlag,  
Hamburg Mai 2015,  
ISBN 978-3-89965-649-7,  
10,80 Euro
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Die Eröffnungsveranstaltung am Sonntagabend stand 
ganz und gar im Zeichen der Flüchtlingskrise. Der Köl-
ner Jugendchor St. Stephan und die Berliner Band Voca 
You sangen »Menschen sind bunt und nicht braun«, 
ein bekannter Rapper und ein Kabarettist thematisier-
ten das Flüchtlingsthema. Auch Angela Merkel fand 
klare Worte. Sie erhielt viel Beifall. Überhaupt gab es 
wenig Differenzen zwischen Kanzlerin und dem ver.di-
Vorsitzenden.

Beim Geschäftsbericht wurde von Monika Brandl, 
der Vorsitzenden des Gewerkschaftsrats (GR), ein 
Loblied auf die Perspektive 2015 gesungen. Klar war 
aber auch: Die bereits erfolgten Planungen und Umset-
zungen dürften nicht mehr rückholbar sein.

Frank Bsirske warb in seinem Geschäftsbericht um 
Verständnis zum Streikergebnis bei der Post, der Erfolg 
habe überwogen. Er ging nur kurz auf den Streik beim 
Sozial- und Erziehungsdienst (SuE) ein, sprach sich klar 
gegen das Freihandelsabkommen TTIP aus, machte 
klare Ansagen und sprach von wichtigen Erfolgen bei 
der Auseinandersetzung um das Streikrecht bei den 
Kirchen.

Der Vorsitzende des Kontroll- und Beschwerdeaus-
schusses, Ernst-Wilhelm Mahrholz, monierte, dass es 
immer noch kein standardisiertes Beschwerdemanage-
ment in ver.di gebe, obwohl er dies seit ver.di-Grün-
dung auf jedem Kongress fordere und anmahne.

Insgesamt gab es beim Kongress knapp zehn De-
legierte aus dem (katholischen und evangelischen) 
Kirchenbereich. Bei der Aussprache zum Geschäftsbe-
richt setzte sich Jochen Dürr (Schwäbisch Hall) für die 
Fortsetzung und Verstärkung der Gewerkschaftsarbeit 
in kirchlichen Betrieben ein. Michael Passior (Hannover) 
stellte die Erfolge in Niedersachen 2014 vor, die ver.
di auf dem Weg zu Tarifver-trägen mit der nieder-
sächsischen Diakonie errungen hat. Auf diesem Weg 
müssten auch die anderen Landesbezirke und Regionen 
weitergehen. Die aktuellen Kirchenkampagnen in SAT, 
Hessen und Bayern seien hier vielversprechend.

Es gab auch Kritik an der Verhandlungsführung der 
ver.di-Spitze bei den SuE, ebenso an einzelnen Bundes-
vorstandsmitgliedern.

Die Entlastung des Gewerkschaftsrates und Bundes-
vorstandes erfolgte bei wenigen Gegenstimmen und 
Enthaltungen.

Ein Konfliktthema vor der Wahl des Bundesvor-
stands am Dienstag war die Entscheidung über die 
Zahl der weiteren Mitglieder des Vorstands. Hier hatte 
der GR vorgeschlagen, die Zahl wie bisher bei 14 zu 
belassen. Bereits bei ver.di-Gründung war von einer 
künftigen Verringerung ausgegangen worden, die aber 
nie umgesetzt wurde, weil auch die Zahl der Fachbe-
reiche (13) beibehalten wurde. Für die Beibehaltung 
von 14 Bundesvorstandsmitgliedern sprachen sich dann 

	 Zum 4. ver.di-Bundeskongress in Leipzig Ende September
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588 Delegierte aus, immerhin 300 haben mit Nein ge-
stimmt.

Die Wahl des Bundesvorstands erfolgte dann sehr 
einmütig mit zum Teil starken Voten. Erwähnenswert: 
Frank Bsirske hat 88,5 Prozent Zustimmung erhalten, 
sechs Prozent weniger als vor vier Jahren. 104 Dele-
gierte haben mit Nein gestimmt. Das beste Ergebnis 
erzielte mit 96 Prozent Ute Kittel, die die Fachbereiche 
5 (Bildung) und 13 (Besondere Dienstleistungen) leitet. 
Das schlechteste Ergebnis mit knapp 57 Prozent hatte 
Eva Welskop-Deffaa, im Bundesvorstand künftig zu-
ständig für Sozialpolitik und (nebenbei) CDU-Mitglied. 
Auf die Frage, warum sie erst seit 2010 ver.di-Mitglied 
ist, äußerte sie, sie sei vorher nie gefragt worden.

Am Mittwoch folgte dann das Grundsatzreferat des 
neu gewählten Vorsitzenden: Die große Überraschung 
war eigentlich, dass die Rede nur 1 ¼ Stunden dauerte.

Die Zeit für die Antragsberatung war wie immer zu 
knapp, so dass – wie immer – viele Anträge zur Wei-
terbehandlung an den Gewerkschaftsrat überwiesen 
wurden. Dieses Schicksal hatte auch der Antrag C 005, 
der die Streichung des § 118 BetrVG forderte. Bei einer 
Umsetzung des Antrags gäbe es keinen Tendenzschutz 
mehr im BetrVG und keine Sonderrechte bei der Mitbe-
stimmung in kirchlichen Betrieben. Das wäre ein großer 

Fortschritt. Die Antragskommission hatte ihn zur An-
nahme empfohlen. Es ist davon auszugehen, dass der 
Gewerkschaftsrat diese Positionierung entsprechend 
übernimmt.

Die immer wieder eingestreuten Beiträge von 
Wissenschaftler/innen und Referent/innen waren sehr 
hörenswert. Herausragend das Referat von Professor 
Gustav Horn (Institut für Makroökonomie und Kon-
junkturforschung der Hans-Böckler-Stiftung). Er trat vor 
allem gegen TTIP ein und analysierte: Die Logik von 
TTIP sei die Uminterpretation von Begriffen mit dem 
Ergebnis, dass durch und durch undemokratische Rege-
lungen in das Abkommen hineingeschrieben werden. 
Sehr gut auch das Referat von Kira Marrs zum Thema 
»Digitalisierung in der Arbeitswelt«.

Die Grußworte der ausländischen Gewerkschafts-
vertreter/innen waren beim Kongress das Salz in der 
Suppe. Da wurde endlich mal Klartext geredet. So 
wurde das Grußwort von Philip Jennings von der UNI 
Global Union mit viel Beifall belohnt. Er fragte die De-
legierten, ob sie bereit seien, gegen den Kapitalismus 
zu kämpfen. Alle klatschten zustimmend. Jennings tritt 
vehement gegen die aktuell verhandelten Freihandels-
abkommen ein.

Herbert Deppisch
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Die 21 Betriebsräte und Mitarbeitendenvertre-
tungen aus Bielefelder Einrichtungen und Dien-
sten beklagten in dem Ende 2012 veröffentlichten 
Bielefelder Appell die zunehmende Arbeitsver-
dichtung in ihren Arbeitsfeldern und analysierten 
deren Ursachen (siehe Kirchen.info Nr. 20, 2013).

Der Bielefelder Appell thematisierte angesichts der 
Bankenkrise mit der »Rettung notleidender Banken« in 
Milliardenhöhe die mangelhafte Refinanzierung sozialer 
Arbeit in Deutschland. Er stellte damals die Frage nach 
der gesellschaftlichen Verantwortung bei Kürzungen in 
Feldern der Daseinsvorsorge: »Was ist der Gesellschaft 
– also uns allen – Gesundheit, Pflege, Betreuung und 
Begleitung wert?« Diese Frage spielt gerade in aktu-
ellen Tarifauseinandersetzungen um die Aufwertung 
des Sozial- und Erziehungsdienstes in Kitas und Schulen 
und damit jetzt auch in der Behindertenhilfe die ent-
scheidende Rolle. Eine Wertschätzung der Gesellschaft 
für die verantwortungsvolle Arbeit im sozialen und ge-
sundheitlichen Bereich geht nur über gesunderhaltende 
Personalschlüssel und angemessene Gehälter.

Inzwischen haben sich die Dachorganisationen von 
mehr als 1.600 MAVen dem Appell angeschlossen. 
Diese vertreten nach eigenen Angaben über 445.000 
Beschäftigte in diakonischen Einrichtungen. Unterstüt-
zende sind aber auch Fachverbände sowie Gewerk-
schaften und die DGSP. Das Bündnis für Gute Pflege, 
das von namhaften Organisationen wie Paritätischer, 
AWO, DRK, Diakonie und Caritas über den Sozialver-
band Deutschland und Verband der Kriegsopfer bis 
zum DGB und ver.di getragen wird, ist ebenso dabei 
wie der Bundesverband von Angehörigen- und Betreu-
ervertretungen für Menschen mit Behinderung in dia-
konischen Wohneinrichtungen und der Verband Psychi-
atrieerfahrene (VPE) sowie der Deutsche Berufsverband 
für Altenpflege (DBVA) und der Kirchliche Dienst in der 
Arbeitswelt (KDA).

Der Bielefelder Appell gibt eine Zustandsbeschrei-
bung der sozialen Arbeitsfelder in Deutschland und ihre 
Bewertung wieder. Welche Forderungen ergeben sich 
aus der Ursachenanalyse des Bielefelder Appells? 

Das Sozial- und Gesundheitssystem ist Teil der 
staatlichen Daseinsvorsorge in Bund, Land und Kom-
mune. Dieses System muss stabil und nachhaltig auf-
gestellt sein, das ist Voraussetzung für gesellschaftliche 
Teilhabe, soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit 
aller in Deutschland.

Deshalb dürfen diese staatlichen Aufgaben nicht 
nach ökonomischen Kriterien und Modellen des Wett-
bewerbs ausgerichtet werden. Hier geht es um eine 

gesellschaftliche Aufgabe, finanziert von der Gemein-
schaft. Es geht dabei zuerst um die Steuerpolitik in 
Deutschland, die seit Jahrzehnten die Weichen so stellt, 
dass die gesellschaftliche Schere zwischen Arm und 
Reich immer weiter auseinanderklafft. Diese neoliberale 
Politik widerspricht der Einnahme- und Verteilungs-
gerechtigkeit: Es geht um Einnahmen des Staates für 
Bund, Land und Kommune. Es geht um die Finanzie-
rung der Einrichtungen und Dienste, um die Finanzie-
rung von Krankenbehandlung, Arbeitslosigkeit und 
Renten. Der Mensch muss im Mittelpunkt stehen!

Im Krankenhaus und in den Arztpraxen muss wie-
der eine ganzheitliche Sichtweise von Zuwendung, 
Heilen und Pflege in den Mittelpunkt rücken. Ein auf 
körperliche Defizite eingeengter Pflegebegriff in der 
Altenpflege hat derzeit zum Beispiel die Funktion, den 
Anteil der nach dem Gesetz Pflegebedürftigen gering 
zu halten. Eine Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung zeigt, 
dass Investitionen in ein gutes öffentliches Pflege- und 
Betreuungssystem die Sozialkassen entlasten und das 
Potenzial an gut qualifizierten Arbeitskräften steigern. 
Dort – wie etwa in Skandinavien – wo Pflege als öf-
fentliche Aufgabe und öffentliches Gut betrachtet wird, 
entstehen im Pflegesektor gut bezahlte, qualifizierte 
Arbeitsplätze, die für Wachstum sorgen.

Es muss in Deutschland einen Vorrang der for-
mellen Pflege geben; eine ausreichende öffentliche 
Finanzierung, einen weiten Pflegebegriff, eine hohe 
Professionalisierung sowie eine qualitativ hochwertige 
kommunale Pflegeinfrastruktur. 

In der stationären allgemeinmedizinischen und psy-
chiatrischen Versorgung wie auch in stationärer und 
ambulanter Pflege, Betreuung und Begleitung brauchen 
wir verbindliche Personalmindestschlüssel.

Pflege, insbesondere Altenpflege, ist durch einen 
hohen Anteil privater und kirchlicher Dienste von einer 
geringen Tarifbindung betroffen. Zu den Forderungen 
des Bielefelder Appells gehört deshalb auch ein ge-
meinsamer Tarifvertrag Soziales. Notwendig ist ein 
der Leistung der Pflege- und Sozialarbeitskräfte ange-
messenes Tarifniveau in allen sozialen Arbeitsfeldern 
mit einer bundesweiten Tarifbindung. Die Arbeit muss 
aufgewertet und über angemessene Gehälter finanziell 
gewertschätzt werden. Es ist nicht nachvollziehbar, 
warum bei gleicher Ausbildungsdauer Techniker (mehr-
heitlich Männer) im Durchschnitt monatlich 800 Euro 
mehr erhalten als Krankenpflegekräfte (überwiegend 
Frauen). Aber auch eine nachhaltig gesunde Arbeit 
unter guten Arbeitsbedingungen sowie die Sicherung 
der Professionalisierung sozialer Arbeit müssen tariflich 
gesichert werden. 

	 Zwischenstand zur Aufwertung sozialer Arbeitsfelder

	 Der Bielefelder Appell
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Kosteneinsparungen. Die Privatisierung von Einrich-
tungen und die Rosinenpickerei der gewinnorientierten 
Gesundheitskonzerne stehen im Widerspruch zu einem 
solidarischen Politikverständnis staatlicher Daseinsfür-
sorge. 

Wichtigstes Ziel in dieser Gesellschaft ist es, ge-
meinsam eine Lobby aufzubauen, mit weltlichen und 
kirchlichen Trägern, allen beteiligten Berufsgruppen 
sowie kritischen Initiativen, Berufsverbänden und 
Gewerkschaften und direkt Betroffenen und ihren 
Angehörigen. Über alle Grenzen und Differenzen 
hinweg müssen Beschäftigte und Arbeitgeber aus 
Arbeitsfeldern des sozialen und Gesundheitssystems 
gemeinsam die gesellschaftspolitische Bedeutung der 
Pflege, Betreuung, Begleitung und Beratung verdeutli-
chen. Diese Kraft der Millionen zu bündeln ist es an der 
Zeit. Die noch schlafende gesellschaftliche Lobby für 
eine menschliche soziale Arbeit muss sich ihrer Macht 
zunächst bewusst werden, um der Gesellschaft den 
Spiegel vorzuhalten. Notfalls müssen sie dafür auch den 
Staat zum Zuhören stillstehen lassen – wie es die Be-
schäftigten des Sozial- und Erziehungsdienstes zeigen.

Christian Janßen
Der Autor ist Dipl. Psychologe, PP und Vorsitzender 

der Mitarbeitendenvertretung Bethel.regional und 
stellv. Vorsitzender der Gesamt-MAV in den v.Bodel-

schwinghschen Stiftungen Bethel.
Kontakt: christian.janssen@bethel.de

Der Bielefelder Appell und Materialien  
www.soltauer-impulse.culturebase.org 
Eine längere Fassung und eine Literaturliste dieses  
Artikels findet sich in Arbeitsrecht und Kirche, 2015, 3 
und auf www.sivus-online.de 

Kirchliche und weltliche Träger müssen sich zusam-
mentun, um gemeinsam mit ihren Beschäftigten eine 
starke Lobby für die Aufwertung sozialer Arbeit und 
eine angemessene Refinanzierung durch den Staat zu 
bilden. Hier stehen auch Patienten- und Angehörigen-
verbände auf der gleichen Seite. Diakonie und Evange-
lische Kirche in Deutschland (EKD) auf der einen sowie 
ver.di und Hans-Böckler-Stiftung auf der gewerkschaft-
lichen Seite haben vor kurzem »Fünf Thesen für eine 
sozial gerechte Gesellschaft« veröffentlicht, in denen 
sie diesen Zusammenschluss proben. Das gleiche gilt 
für die Zusammenarbeit im Tarifvertrag Diakonie Nie-
dersachsen.

Geld ist da in dieser Gesellschaft, wie Bankenret-
tung, Abwrackprämie und die versuchte Einführung 
eines Betreuungsgeldes zeigen. Aber woher soll das 
Geld auf Dauer kommen? Der Bielefelder Appell be-
zieht dazu neben der Wiederherstellung der Unterneh-
mensbesteuerung aus Zeiten Helmut Kohls vor 1998 
Überlegungen zur Einführung einer »Bürgerversiche-
rung« auf alle Einkommensarten ohne Bemessungs-
grenze ein.

Es ist andererseits notwendig, gesellschaftspoli-
tische Themen im Zusammenhang mit der neoliberalen 
Veränderung der Lebenswelten aufzugreifen, etwa zur 
Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen 
und deren Umsetzung. Das gilt auch für ehemals pro-
gressive nun aber neoliberal angepasste Konzepte wie 
der Sozialraumorientierung, des Prinzips »ambulant 
vor stationär«, des Pauschalierenden Entgeltsystems 
für Psychiatrie und Psychosomatik (PEPP) oder der 
»Weiterentwicklung« der Eingliederungshilfe in einem 
Bundesteilhabe- und -leistungsgesetz. All diese guten 
Konzepte müssen den Menschen dienen und nicht 

Kolleg_innen aus der Diakonie Württemberg kämpfen für Aufwertung im Sozial und Erziehungsdienst
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Das Augustinum wird von einem handfesten Im-
mobilien-Skandal erschüttert, der an die Existenz 
des großen Sozialkonzerns geht. Das Augustinum 
ist eine gemeinnützige GmbH, es unterhält bun-
desweit 23 Luxus-Altenheime mit 7.400 Bewohner/
innen, dazu noch zwei Sanatorien und Schulen. 
Insgesamt sind dort etwa 4.400 Mitarbeiter/innen 
beschäftigt. Der jährliche Umsatz beträgt 326 Mil-
lionen Euro, als Gewinn werden fast sieben Millio-
nen Euro ausgewiesen.

Vorsitzender der Geschäftsführung und gleichzei-
tig Vorstandsvorsitzender der Augustinum-Stiftung 
ist Markus Rückert. Rückert ist auch in der Diakonie 
eine bekannte Größe. Er war über viele Jahre Vorsit-
zender des Verbandes der diakonischen Dienstgeber 
in Deutschland (VdDD) und brachte den diakonischen 
Arbeitgeberverband strikt auf einen neoliberalen Kurs. 
Rückert sprach sich gegen den Mindestlohn in der Pfle-
ge aus, für den uneingeschränkten Einsatz von Leihar-
beitnehmer/innen, wetterte gegen Tarifverträge, lobte 
den »Dritten Weg« über den grünen Klee und fand 
die gesetzliche Mindestvorgabe von 50 Prozent exa-
minierten Personals in Altenheimen unnötig. »Rückert 
zeigt sich erbost, dass die Gewerkschaft versuche, den 
Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit in die kirchliche 
Dienstgemeinschaft hereinzutragen, die doch nur den 
Menschen im Auge habe« (Wirtschaft 4/2011, IHK 
München). Nun hat es ihn selber beim Spekulieren auf 
dem Kapitalmarkt erwischt.

Die »Seniorenresidenzen« des Augustinum erschlie-
ßen sich eine besondere Klientel. Neue Bewohner müs-
sen beim Einzug den Augustinum-Einrichtungen in der 
Regel einen Kredit gewähren, meist mehrere Zehntau-
send Euro. Mit diesem Geld wurde das Imperium des 
Augustinum in den vergangenen Jahrzehnten systema-
tisch aufgebaut und erweitert. Laut Konzernabschluss 
von 2013 haben die Bewohner/innen insgesamt 223 
Millionen Euro an den diakonischen Konzern verliehen. 
Mit diesem Geld hat Rückert nun gezockt und wurde 
dabei aber selber über den Tisch gezogen, wahrschein-
lich sogar betrogen.

Zwischen 2011 und 2013 wurden 14 von 23 Senio-
renheimen für 662 Millionen Euro an die norddeutsche 
Immobilienfirma Nordic Kontor verkauft. Hinzu kamen 
66 Millionen Euro angeblicher Nebenkosten für Notar, 
Steuern und weiteres. Die Bezahlung erfolgte nicht in 
bar, sondern wurde vom Augustinum über einen Kredit 
finanziert. Die Zinsen für diesen Deal sollten von der 
Immobilienfirma aus den Einnahmen der Miete bezahlt 
werden, die das Augustinum nun als neuer Mieter ent-

richtet. Ein Modell, das  
Banker »sale-and-rent-back« 
nennen. Nach zehn Jahren, 
rechnete sich die Immobi-
lienfirma aus, könnten die 
Immobilien mit Gewinn weiter verkauft werden. Auch 
das Augustinum versprach sich nur Vorteile von diesem 
Deal. In der Bilanz erschien nun nicht mehr der Wert 
der Immobilien, sondern die höheren Forderungen an 
Nordic Kontor.

Die Firma Nordic Kontor wies vor dem Kauf der 
14 Seniorenheime laut Handelsregister lediglich ein 
Eigenkapital von 25.000 Euro auf. Das hätte einem ver-
antwortungsbewussten Kaufmann auffallen müssen. Es 
sei denn, man hat nicht mehr den Menschen im Auge, 
sondern nur noch Dollar-Zeichen, wie die Süddeutsche 
Zeitung im Folgenden darlegt:

»Das Ganze klang, auch wenn man es so von 
einem Unternehmen der christlichen Wohlfahrt nicht 
unbedingt erwarten würde, nach einem fantastischen 
Geschäft. Alle in der Münchner Konzernspitze hätten 
Dollarzeichen in den Augen gehabt, hat Rückert später 
einmal gesagt. Dass die Augustinum-Verantwortlichen 
mit dem sorgsam und teuer geplanten Lebensabend 
von Tausenden Senioren spekulierten, war für sie wohl 
eher Nebensache. Der Konzernchef Rückert wollte 
seinerzeit anscheinend genau das, wovor der Prediger 
Rückert gerne warnt: mehr, immer mehr.(...)

All das schadet aber dem Ruf eines kirchennahen 
Konzerns, der Alte, Schwache und Behinderte versor-
gen soll. Denn versorgt haben sich, wie es scheint, eher 
Leute aus der Chefetage. Und Markus Rückert, der in 
der Konzernzentrale im Münchner Westen ein Büro 
ganz oben im zehnten Stock hat, will davon nichts mit-
bekommen haben? Konzernchef Rückert ist nicht nur 
Theologe, sondern auch Betriebswirt. Promoviert hat er 
mit einer Dissertation, die zum Thema passt: "Diakonie 
und Ökonomie. Verantwortung – Finanzierung – Wirt-
schaftlichkeit".

Süddeutsche Zeitung vom 13.6.2015

Inzwischen ermittelt die Staatsanwaltschaft München 
wegen unterschiedlicher Delikte gegen mehrere Ver-
dächtige. Im Visier der Staatsanwaltschaft sind nicht 
nur die Immobilienfirma Nordic Kontor, sondern auch 
zwei langjährige Geschäftsführer des Augustinum, 
mit denen Rückert jahrelang eng zusammenarbeitete 
und denen er angeblich blind vertraute. Einer der be-
schuldigten Geschäftsführer ist inzwischen verstorben, 
der andere saß bereits ein Dreivierteljahr in Untersu-
chungshaft. Einige der Verdächtigen hätten bei dem 

	 Diakonisches Vorzeigeunternehmen Augustinum:

	 In Immobilien-Skandal verwickelt
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Verkauf der Immobilien 36 Millionen in die eigene 
Tasche gesteckt. Nach internen Unterlagen schätzt der 
Augustinum-Konzern den entstandenen Schaden auf 
mindestens 96 Millionen Euro. Angeblich sei aber der 
Bestand des Augustinums nicht gefährdet und auch die 
Wohn-Darlehen seien gesichert.

Rückert schaltete selbst die Staatsanwaltschaft ein 
und spielt dabei die Rolle des Ahnungslosen, der als 
gutgläubiger Mensch von seinen Mit-Geschäftsführern 
und der Immobilienfirma hintergangen wurde. Das zu 
glauben, fällt allerdings schwer. Die Staatsanwaltschaft 
München ermittelt weiter.

Und noch etwas zum Schluss: Im Aufsichtsrat des 
Augustinum gemeinnützige GmbH sitzt unter anderem 
Ingo Dreyer, Hauptgeschäftsführer des Verbands diako-
nischer Dienstgeber in Deutschland. Das Augustinum 
ist – oder war? – das Paradeunternehmen der Diakonie 
und des VdDD mit seinen »Spitzenleuten« in der Füh-
rung.

O-Töne von Markus Rückert
»Der Gegensatz von Kapital und Arbeit existiert bei uns 
nicht. Diakonie muss solide wirtschaften und will ver-
trauenswürdige Dienstgeberin sein.«

(diakonie unternehmen 2/2010, Magazin des VdDD)

»Ich halte den »Dritten Weg« nicht nur für unsere Kir-
chen, sondern für weite Teile der Sozialwirtschaft, des 
zweitgrößten Bereichs unserer Gesamtwirtschaft, für 
wegweisend, weil er als Diskurs vernünftiger Menschen 
methodisch dem pfeifenden und kreischenden Straßen-
kampf um Lohnerhöhungen überlegen ist.«

(diakonie unternehmen 2/2011)

»Sie (die diakonischen Träger, die Red.) haben dieses 
Vertrauen durch ihren qualitätsvollen Dienst, den kor-
rekten Umgang mit den ihnen anvertrauten Geldern, 
die transparente Darstellung ihrer Tätigkeiten und auch 
mit einer arbeitsteiligen Organisationsstruktur zu recht-
fertigen.«

(diakonie unternehmen 1/2010)

Augustinum: Was bisher ans Licht kam
Der Augustinum-Konzern als gemeinnütziges Unter-
nehmen wird geführt wie ein Familienunternehmen. Es 
wurde 1954 vom evangelischen Pfarrer Georg Rückert 
gegründet. 1988 folgte ihm sein Sohn Markus Rück-
ert. Dieser ist inzwischen 63 Jahre alt. Nun sollen die 
Geschäfte seine Söhne Johannes und Frieder in der 
dritten Generation weiterführen. Für die weitere Familie 
ist auch gesorgt: »Eine Rückert-Schwester, Professorin 
in Erlangen, sitzt nicht nur im Aufsichtsrat, sondern 
ist auch als ‚Seelsorgekoordinatorin‘ beschäftigt. Eine 
Schwiegertochter Rückerts ist für den Konzern tätig, 
und als einer der Söhne einige Monate als Anwalt in 

der Kanzlei Maccari arbeitete, bekam er sein Geld vom 
Augustinum. Der Architekten-Auftrag für den jüngsten 
Stiftsneubau in Meersburg ging nach Hamburg – an 
einen Schwager von Markus Rückert. Und beim Gene-
ralübernehmer für diesen Neubau machte ein weiterer 
Sohn seine Handwerkerausbildung.« (SZ)

Unter dem Bett des ehemaligen Augustinum-
Geschäftsführers Kurt Wilkin entdeckte die Polizei bei 
seiner Verhaftung eine illegale Pistole. Diese habe er 
von seinem Vater übernommen und dann einfach ver-
gessen, erzählte Wilkin beim Verhör. Außerdem wurde 
eine Tupper-Dose mit 248.000 Euro gefunden. Rückert 
hätte Wilkin nach Beginn der Ermittlungen gegen den 
Augustinum-Konzern empfohlen, eine Art Notgroschen 
für eventuelle Regressforderungen anzulegen. Rückert 
bestreitet dies. Wilkin saß fast ein Dreivierteljahr in Un-
tersuchungshaft.

In der Klageschrift des Augustinum gegen Nordic 
Kontor behauptet Rückert, er habe die Verträge (für 
über 600 Millionen Euro) weder vorher gelesen noch 
überprüft.

Auch gegen Rückert selbst wird wegen Untreue 
ermittelt. In einer anderen Affäre habe Rückert einem 
Bauunternehmer grundlos eine Schuld in Höhe von 
einer halben Million Euro erlassen.

Die beiden ehemaligen Geschäftsführer Artur 
Maccari und Wilkin gingen zwischen 2010 bis 2013 
regelmäßig in Edelrestaurants zum Essen, oft auch mit 
den Ehefrauen. Rund 150.000 Euro ließen sie sich vom 
Augustinum für die Essen als Spesen erstatten. Rück-
ert erklärt, er habe von dem Spesen-Exzess keinerlei 
Kenntnis gehabt.

Quelle für diese Informationen:  
Süddeutsche Zeitung vom 13.06.2008

Und noch eine Auffälligkeit:
Am 26. Mai 2008 haben sich in München Mitarbeiter/
innen aus der Diakonie getroffen und gründeten den 
Diakonischen Arbeitnehmer-Verband in Bayern e.V. 
(DAViB). Die Mitarbeiter/innen waren (fast) alle in 
Einrichtungen des Augustinum-Konzerns beschäftigt. 
Dieser Mini-Verein mit etwa 500 Mitgliedern wurde 
letztendlich gegründet, um bei der Arbeitsrechtsset-
zung von Diakonie und Ev. Kirche in Bayern mitzuwir-
ken. Und der Verein stand sofort auf der Matte, als die 
ARK der Diakonie Deutschland (ARK DD) im September 
2010 neu besetzt werden sollte und ergatterte in der 
bundesweiten Kommission einen Sitz für Bayern (fast 
alle AGMAVen und ver.di lehnten die Besetzung dieser 
Kommission als Farce ab). Der Vorsitzende dieses Mini-
Vereins hat einen Sitz im Aufsichtsrat des Augustinum. 
Dienstgemeinschaft und der »Dritte Weg« funktionie-
ren hier offenbar genau so, wie Rückert es sich vor-
stellt.

Redaktion Kirchen.info
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Nicht nur im öffentlichen Dienst, auch bei Caritas und 
Diakonie müssen Sozial- und Erziehungsberufe aufge-
wertet werden. Das haben Beschäftigte in mehr als 100 
katholischen Einrichtungen Ende September deutlich 
gemacht. Unter dem Motto »Wir tragen rot« gingen sie 
zur Unterstützung der gewerkschaftlichen Aktionen in 
den Kommunen auf die Straße.

»Wir waren von der großen Resonanz überrascht 
und ganz begeistert«, berichtet Rolf Cleophas, Sprecher 
der Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes (ak.mas), die die Ak-
tionen zusammen mit ver.di auf die Beine gestellt hatte. 
Mit einer gemeinsamen Kundgebung vor dem Haus 
der Katholischen Kirche in Stuttgart machten Gewerk-
schaft und ak.mas deutlich, dass auch die Beschäftigten 
bei der Caritas mehr Wertschätzung und finanzielle 
Verbesserungen erwarten. Anlass des Protests war ein 
Aktionstag, zu dem ver.di in den Behinderteneinrich-
tungen aufgerufen hatte, um den Druck auf die kom-
munalen Arbeitgeber zu erhöhen. Kurz darauf erreichte 
ver.di bei den Tarifverhandlungen einen Kompromiss, 
über den die Gewerkschaftsmitglieder bei Redaktions-
schluss noch abstimmten.

»Die Aufwertungskampagne ist sofort aus den 
Kommunen herüber geschwappt«, so Cleophas. Die 
Beteiligung von Kirchenbeschäftigten an den Kundge-
bungen während des vierwöchigen Streiks habe sich 
von Woche zu Woche gesteigert. »Obwohl sie in ihrer 
Freizeit kommen mussten und obwohl die Kundge-

Kolleg_innen der Heidelberger Werkstätten sehen rot
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	 Caritas:

	 Wir tragen rot

bungen oft erst kurzfristig angekündigt wurden, haben 
sich etliche Kolleginnen und Kollegen aus der Caritas 
daran beteiligt.« Nun seien viele gespannt darauf, in-
wieweit das Ergebnis im öffentlichen Dienst auf den 
katholischen Bereich übertragen werden kann.

Daniel Behruzi

Schwesternzentrum Dieburg
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Im Tarifkonflikt im Sozial- und Erziehungsdienst haben 
auch Beschäftigte der Kirchen an dem bundesweiten 
Aktionstag unter dem Motto »WIR TRAGEN ROT« teil-
genommen. In Einrichtungen der Behindertenhilfe pro-
testierten Beschäftigte in roter Kleidung gegen die Ver-
weigerung einer Aufwertung durch ihre Arbeitgeber, 
bevor die im August ergebnislos beendeten Verhand-
lungen fortgesetzt und inzwischen beendet wurden.

Vorbereitungen für unkonventionelle Streiks liefen 
auf Hochtouren: Am 1. Oktober 2015 Streikdelegierten-
konferenz BaWü, am 6. Oktober Streikkonferenz aller 
Einrichtungen der Behindertenhilfe BaWü in Stuttgart 
mit anschließender Konstituierungssitzung des landes-
weiten Arbeitskreises Behindertenhilfe.

In Oberschwaben trugen Diakonie-Beschäftigte Rot und hissten unser Riesenbanner. 
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	 Baden-Württemberg: 

	 Wir tragen rot

Weil die Arbeitgeber immer noch keine besseren 
Angebote für die dringend erforderliche Aufwertung 
der Arbeit von Erzieherinnen, Sozialarbeiterinnen und 
in der Behindertenhilfe vorgelegt hatten, protestierten 
die Beschäftigten. »Es sind noch 4 Tage bis zur näch-
sten Verhandlung am 28./29.9.15. Deshalb zeigen wir 
deutlich, dass wir rot sehen, wenn die Arbeitgeber sich 
nicht bewegen,« erklärte Sonja Kopani, Sandhausen, 
kämpferisch.

Die Heidelberger Werkstätten sind Teil der Be-
wegung zur Aufwertung des Sozial- und Erziehungs-
dienstes. Sie haben für die Aufwertung schon mehr-
mals gestreikt. »Wir wollen die gesellschaftliche An-
erkennung, wie sie unsere pädagogische Tätigkeit mit 
Menschen mit Behinderung verdient«, sagt Murat Tink, 
Hockenheim.

Angesichts gestiegener Anforderungen und an-
spruchsvoller Ausbildungen will ver.di eine angemes-
sene Bezahlung der Fachkräfte in den Sozial- und Erzie-
hungsdiensten sichern. ver.di will die Aufwertung durch 
eine Verbesserung der Eingruppierung der Beschäf-
tigten im Sozial- und Erziehungsdienst erreichen. Die 
Schlichtung konnte die Tarifauseinandersetzung nicht 
befrieden. »Es ist bedauerlich, dass die Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeber (VKA) die Signale der 
ver.di-Mitglieder bisher nicht gehört hat. Die nächsten 
Verhandlungen am 28./29.9.15 stellen die Weichen«. 
Danach kam es zu einer Einigung, über die die ver.di-
Mitglieder bei Redaktionsschluss noch in der Urabstim-
mung befinden mussten.

Redaktion Kirchenino
In Stuttgart demonstrierten Caritas-Beschäftigte vor 
dem Haus der Katholischen Kirche. 
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wurde, die neben den AVR Baden in der Stadtmission 
bisher galten. Wir haben (fast) alle Kritikpunkte, die wir 
an den AVR DD haben, zugunsten der Beschäftigten 
verändern können, wie zum Beispiel die Abhängigkeit 
der Auszahlung von Teilen des 13. Monatsgehaltes von 
der wirtschaftlichen Lage. Diese und weitere Öffnungs-
klauseln wurden »zugemacht«. Zudem wurde dieselbe 
Schlichtungsvereinbarung abgeschlossen wie beim 
Tarifvertrag Diakonie Niedersachsen. Glückwunsch an 
die Kolleginnen und Kollegen der Stadtmission! 

Dieser Tarifvertrag ist ein erster Schritt. 
Unser Ziel ist die Sicherung der Arbeitsbedingungen 
und Einkommen der Beschäftigten in der Diakonie in 
Baden durch einen Flächentarifvertrag für die Diakonie 
in Baden, verhandelt unter der Beteiligung der Be-
schäftigten. Unterstützt wird dies von der Delegierten-
versammlung der Mitarbeitervertretungen der Evang. 
Landeskirche und Diakonie in Baden, die sich auf ihrer 
Tagung im Mai hinter die Forderung gestellt hat. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lasst uns dieses Ziel 
gemeinsam angehen. Um die nötige Kraft zu entwi-
ckeln, schließen sich ver.di-Kolleginnen und Kollegen 
derzeit in weiteren Betriebsgruppen zusammen. Ba-
denweit vernetzt haben sich die Betriebsgruppen in 
unserem Netzwerk Betriebsgruppen Diakonie Baden. 
Wenn auch Ihr in Eurer Einrichtung eine Betriebsgruppe 
bilden wollt, dann wendet Euch bitte an die Ansprech-
partnerInnen in den ver.di-Bezirken bzw. für das Netz-
werk an ver.di-Baden-Württemberg.

Der abgeschlossene Tarifvertrag sichert Lohn- 
und Arbeitsbedingungen bis mind. Ende 2018: 
–	 Lohnerhöhung für die Altenhilfe und Eingliederungs-

hilfe vorgezogen
–	 Jahressonderzahlung verbindlich (13. Monatsgehalt) 
–	 Kinderzuschläge erhalten 
–	 zusätzliche Gehaltsstufe – langjährige Beschäftigung 

zahlt sich aus
–	 betriebliche Altersversorgung ohne Eigenanteil 
–	 faires Zuschlagssystem, z. B. für Überstunden oder 

für Einspringen aus dem Frei 
–	 verbindliche Regelungen zum Dienstplan 
–	 Begrenzung von Unter- und Überplanung sowie Re-

geln zum Freizeitausgleich aus dem Arbeitszeitkonto. 
–	 umfassende Qualifizierungsregelung 
–	 verbindliche 5-Tage-Woche 
–	 Verdoppelung der Anrechnung der Vorerfahrung bei 

Neueinstellung

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nach zwei Jahren 
intensiver und konstruktiver Verhandlungen ist es ge-
schafft: seit dem 1. Juli 2015 werden die Arbeitsbedin-
gungen und Einkommen der rund 1.500 Kolleginnen 
und Kollegen der Evang. Stadtmission Heidelberg 
durch einen Tarifvertrag geregelt und gesichert. Das 
ist wegweisend, weil es der erste Tarifvertrag ist, der 
in Baden-Württemberg mit einem diakonischen Träger 
abgeschlossen wurde. Das Ziel der Kolleginnen und 
Kollegen bei der Stadtmission gemeinsam mit ver.di: 
Mehr Demokratie und Sicherheit durch einen Tarifver-
trag. Sie wollten direkt und auf Augenhöhe an den 
Verhandlungen mit dem Arbeitgeber beteiligt sein und 
ein verlässliches Tarifwerk schaffen. Der Tarifvertrag gilt 
verbindlich mindestens bis Ende 2018. Die Vergütungen 
können allerdings bereits im kommenden Jahr neu ver-
handelt werden. 

Wie haben wir das erreicht? 
Einige wenige Kolleginnen und Kollegen setzten sich 
vor vier Jahren in Bewegung. Aus einem Aktiven-
Stammtisch wurde eine noch rührigere ver.di-Betriebs-
gruppe, die gemeinschaftlich ihre Vorstellung mit Info-
ständen und über eine eigene Homepage öffentlich er-
klärte und mit ver.di-Info-Brettern in den Einrichtungen 
ihre Kolleginnen und Kollegen aufklärte. Mit allem 
ernteten wir einiges an Konflikt und noch viel mehr 
Solidarität. Immer mehr haben sich in ver.di organisiert. 
Außerdem haben externe Paten dieses Ziel unterstützt. 
Mit dieser tragfähigen Basis haben wir dann die Stadt-
mission zu Tarifverhandlungen aufgefordert. 

Erst Streik – dann Verhandlung – heute Tarif 
Da die Stadtmission diese Verhandlungen abgelehnt 
hat, folgte der allererste, aufregende Streiktag im Früh-
jahr 2012, gemeinsam mit dem Uniklinikum Heidelberg. 
Weitere folgten 2013. Verhandlungsbereitschaft bei der 
Stadtmission bestand aber weiterhin nicht. Die Solidari-
tät im Stadtteil und der Region, von vielen Kolleginnen 
und Kollegen und auch die große Solidarität unterei-
nander hat uns in dieser Zeit gestärkt. In die Urabstim-
mung über einen unbefristeten Streik hinein erklärte 
sich die Arbeitgeberin im Juli 2013 zu Verhandlungen 
bereit, die dann im Herbst 2013 begannen. 

Und das Ergebnis? 
Die ver.di-Mitglieder bei der Stadtmission können 
richtig stolz sein auf das, was sie geschafft haben. 
Ein Tarifvertrag, der auf der Basis der Arbeitsvertrags-
richtlinien Diakonie Deutschland (AVR DD) verhandelt 

	 Evang. Stadtmission Heidelberg 

	 Erster Tarifvertrag in der Diakonie  
	 in Baden Württemberg
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Wie es dazu kam?
Im Jahr 2009 wollte die EKHN ihre Aufgaben als 
Stiftungsaufsicht wahrnehmen, was vom Vorstand 
der Stiftung abgelehnt wurde. Es gab ein juristisches 
Gutachten, das zu dem Ergebnis kam, bei einer Stif-
tung dieser Rechtsform hat der Staat (in diesem Falle 
Regierungspräsidium Gießen) die Stiftungsaufsicht und 
nicht die Kirche. Im Jahr 2011 hat dann ein Kirchenjurist 
festgestellt, aufgrund dieser Rechtsgrundlage könne 
die Eichhof-Stiftung Lauterbach der Kirche nicht zu-
geordnet werden und könne deshalb nicht Mitglied in 
der Diakonie sein. Dieses Gutachten eines Kirchenver-
waltungsjuristen ist unter Experten sehr umstritten. Es 
führte aber damals zu keiner Konsequenz.

Die Eichhof-Stiftung hat seit mehreren Jahren eine 
eigene Tochterfirma, die Krankenhaus Eichhof Service 
GmbH (KES). Diese gehört zu hundert Prozent der 
Stiftung. In dieser KES werden alle neuen Mitarbeiter/

Die Eichhof-Stiftung Lauterbach ist eine Stiftung 
bürgerlichen Rechts mit den Schwerpunkten Kran-
kenhaus, Psychiatrie, komplementäre psychiatrische 
Einrichtungen, Sozialstation für ambulante Pflege und 
beschäftigt zusammen mit der betriebseigenen Service-
GmbH 750 Mitarbeiter/innen. Die Stiftung Eichhof ist 
traditionell eng verbunden mit der Diakonie und der 
Evangelischen Kirche. Ihre Satzung schreibt vor, dass 
die Mitglieder des dreiköpfigen Vorstandes und des 
Stiftungsrats Mitglieder der Evangelischen Kirche sein 
und die Kirchenzugehörigkeit leben müssen. Der der-
zeitige Kirchenpräsident Jung der Evangelischen Kirche 
Hessen und Nassau (EKHN) war in seiner vorherigen 
Amtszeit als Dekan Mitglied des Stiftungsrats. Bis vor 
Jahren war die Eichhof-Stiftung vor allem in ihrem äu-
ßeren Erscheinungsbild noch eine diakonische Einrich-
tung durch und durch. Zum 15. Juni 2015 beendete die 
Stiftung nun ihre Mitgliedschaft in der Diakonie Hessen.

Zur »Urwahlversammlung« für die Arbeitsrechtliche 
Kommission (ARK) in Mitteldeutschland gab es in die-
sem Jahr unerwartete Kandidaten.

Neben den Wenigen, welche dafür bekannt sind, 
die kirchliche Arbeitsrechtsetzung im »Dritten Weg« zu 
befürworten, kandidierten auch acht Mitarbeitervertre-
ter/innen, von denen seit langem bekannt ist, dass sie 
den »Dritten Weg« ablehnen.

Was war geschehen? 
In der Vergangenheit waren alle Gespräche über 

einen möglichen Systemwechsel zu Tarifverträgen ge-
scheitert. Die Arbeitgeber sahen keine Handlungsnot-
wendigkeit, da sie ja immer wieder eine funktionieren-
de ARK hatten. Dass dieses System nur noch von sehr 
wenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern befürwor-
tet wird, interessierte dabei nicht.

Deshalb rief der Gesamtausschuss der Mitarbeiter-
vertretungen (GAMAV) anlässlich der Urwahlversamm-
lung alle Mitarbeitervertretungen auf, sich an der Wahl 
zu beteiligen. Dort sollte dem Unmut über das beste-
hende System Ausdruck verliehen werden.

Auf einer Kundgebung vor der Wahlversammlung 
wurde bekannt gegeben, welche Kandidaten der 
GAMAV benannt hat. Einer der Kandidaten sagte bei 

	 Diakonie Mitteldeutschland: 

	 GAMAV besetzt ARK				  

seiner Vorstellung: »Ich kandidiere nicht, um in der 
ARK Beschlüsse im Rahmen des Dritten Weges zu fas-
sen. Ich kandidiere, um alles dafür zu tun, dass diese 
Kommission schnellstmöglich ihre Arbeit einstellt und 
den Weg für Tarifverträge frei macht.«

Das Wahlergebnis zeigte, dass diese Haltung un-
terstützt wird. Von knapp hundert Wahlberechtigten 
erhielten die Gegner des »Dritten Weges« zwischen 70 
und 84 Stimmen, während die Befürworter nur zwi-
schen sieben und 20 Stimmen erhielten.

Vom Dienstgeberverband war zu vernehmen, dass 
er »schockiert sei«, dass der GAMAV die ARK besetzt 
habe.

Die Besetzung der ARK ist ein wichtiger Schritt auf 
dem Weg zu Tarifverträgen. Jetzt kommt es darauf an, 
dass auch die Kolleginnen und Kollegen in den Diako-
nischen Einrichtungen sich beteiligen. Der GAMAV hat 
zusammen mit ver.di eine Fragebogen-Aktion zur Tari-
fentwicklung gestartet. Die Beschäftigten können hier 
ihre Forderungen und Wünsche formulieren. Wir wer-
den daraus eine Tarifforderung für Mitteldeutschland 
ableiten und den Arbeitgebern vorlegen.

Redaktion Kirchen.info

	 Diakonie Hessen: 

	 Eichhof-Stiftung Lauterbach  
	 beendet Mitgliedschaft	
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innen (außer Krankenpflegepersonal und Ärzte) einge-
stellt. Sie werden nach dem Tarifvertrag für Zeitarbeit-
nehmer (IGZ) vergütet. Diese Mitarbeiter/innen wurden 
dann an die Stiftung als Leiharbeitnehmer/innen ver-
liehen. Der gültige Tarifvertrag für die Mitarbeiter der 
KES ist erheblich schlechter als die AVR von Hessen und 
Nassau und bietet auch keine Zusatzversorgung an.

Im Jahr 2013 hat die MAV dann die dauerhafte 
Übernahme eines Leiharbeitnehmers verweigert. Sie 
begründete dies mit dem Urteil des Kirchengerichtshofs 
der EKD aus dem Jahr 2006, wonach der dauerhafte 
Einsatz von Leiharbeit nicht mit den Anforderungen der 
Dienstgemeinschaft sowie mit der neueren Rechtspre-
chung und Gesetzgebung (Leiharbeit ist nur vorüberge-
hend zulässig) zu vereinbaren sei. 

Die Leitung erklärte dagegen der MAV, dass der 
Status des Leiharbeitnehmers entfallen sei, da die  
Stiftung (immer noch Mitglied der Diakonie) und die 
KES (als private GmbH) jetzt einen Gemeinschafts-
betrieb bildeten. Nach juristischer Auskunft für die 
MAV sowie einer Stellungnahme der Rechtsstelle der 
Diakonie Hessen war das eindeutige Ergebnis: Ein Ge-
meinschaftsbetrieb in dieser gemischten Form ist nach 
Kirchenrecht nicht möglich. Da die Leitung nicht bereit 
war, dies zu akzeptieren, wandte sich die MAV an das 
Kirchengericht. Das Verfahren zog sich in die Länge 
und wurde dann abrupt beendet. Die Leitung teilte 
dem Kirchengericht mit, das Kirchengericht sei nicht 
zuständig und verwies auf die entsprechenden Rechts-
gutachten. Das Kirchengericht schloss sich dieser Auf-
fassung an und beendete das Verfahren. Dies hinterließ 
bei den Mitarbeiter/innen den Eindruck, als sei das 
Kirchengericht heilfroh, kein richtungsweisendes Urteil 
treffen zu müssen.

Der Rest war Formsache. Die Leitung der Stiftung 
bat die Diakonie Hessen um Bestätigung, dass ihre 
Mitgliedschaft beendet sei. Dies wurde dann von der 
Diakonie Hessen schriftlich bestätigt – selbstverständ-
lich unter großem Bedauern. Auffallend war, dass die 
Eichhof-Stiftung Lauterbach, die Diakonie Hessen und 
die EKHN bemüht waren, den Ball möglichst flach zu 
halten und dass wenig an die Öffentlichkeit dringt. 

Letztendlich zeigt diese Entwicklung der Stif-
tung Lauterbach nur auf, wie aufgesetzt der Begriff 
»Dienstgemeinschaft« in den heutigen diakonischen 
Einrichtungen ist und dass die Wirtschaftlichkeit über 
alles gestellt wird – eben auch über die Dienstgemein-
schaft. Das Gefährliche für die Diakonie liegt darin, 
dass an dem Beispiel dieser Einrichtung deutlich wird, 
wie schnell so genannte altehrwürdige diakonische Ein-
richtungen zu ganz normalen Wirtschaftsunternehmen 
mutieren können. Der Vorteil für die Beschäftigten ist, 
dass nun uneingeschränkt für alle Beschäftigten – so-
wohl der Stiftung als auch der Servicegesellschaften – 
das Betriebsverfassungsgesetz gilt.

Die Beschäftigen der Stiftung Lauterbach haben 
schnell reagiert. Sie haben am 22./23. September einen 
gemeinsamen 13-köpfigen Betriebsrat gewählt, in dem 
drei Mitglieder der Servicegesellschaften vertreten sind. 
Die Beschäftigten der Stiftung und der Servicegesell-
schaft werden nun einheitlich durch einen Betriebsrat 
vertreten. So sehen es die Vorschriften im Betriebsver-
fassungsgesetz vor – ein Riesenfortschritt gegenüber 
dem Mitarbeitervertretungsgesetz der Kirche mit sei-
nem Dienstgemeinschafts-Tamtam. Der Betriebsrat hat 
mehr Rechte als die vorherige MAV und ihm stehen ab 
sofort mehr Freistellungen zu. Auch Tarifverträge und 
Streikrecht sind nun möglich.

Herbert Krauß

Allerletzte Meldung:

Der evangelische Pressedienst (epd) vermeldete  
kürzlich, dass das Erzbistum Paderborn laut General-
vikar Alfons Hardt über ein Vermögen von rund vier 
Milliarden Euro verfügt.

Die Kirchen.info-Redaktion hätte gute Ideen 
für eine möglichst sinnvolle Verwendung. ...

Beschäftigte des Altenheims Neu-Isenburg  
(Hessen) fordern Tarifverträge und eine bessere 
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Aber bei all den Ängsten und Befürchtungen kann 
es nicht sein, dass wir Kolleg/innen der Stadt und der 
Kommunen vorschicken, obwohl wir genauso unzufrie-
den sind, um für uns auf die Straße zu gehen und dann 
uns womöglich noch mit Lorbeeren schmücken, ja wie 
toll wir Erzieher das doch gemacht haben! Das ist nicht 
mein Bild vom christlichem Denken!

Dennoch wollen wir hier unser Ziel nicht aus den 
Augen verlieren. Wir bestreiken hier nicht unseren 
Glauben, nicht die Evangelische Kirche und schon gar 
nicht unsere Pfarrer und Gemeinden. Nein, wir streiken 
für die Aufwertung sozialer Berufe! Nicht morgen oder 
irgendwann, sondern wir wollen die Aufwertung jetzt!

Was da genau dazu gehört, möchte ich jetzt nicht 
weiter erläutern, das wurde in den letzten Wochen 
hier auf der Bühne und in den Medien oft genug be-
tont. Nämlich, dass die Gesellschaft endlich aufwachen 
muss.

Zum Abschluss möchte ich Euch als Christin, als 
Angestellte der Evangelischen Kirche und als Kollegin 
noch einen Psalm mit auf den Weg geben, der Euch 
Mut machen soll: »Der Herr ist mein Licht und mein 
Heil, vor wem sollte ich mich fürchten?«

Danke!

Dokumentation der Rede von Nadia Rezgui am landes-
weiten Streiktag der Beschäftigten im Sozial- und Erzie-
hungsdienst bei den Kommunen am 12. Mai 2015 mit 
Demonstration und Kundgebung in Speyer 

Nadia Rezgui ist Angestellte  
der Evangelischen Kirche in Ludwigshafen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unschwer zu erken-
nen: Ja, wir sind Kirche. Ja, wir zeigen Profil. Und ja, 
wir waren einer der ersten drei Betriebe, die den Mut 
gefasst haben, beim 1. Warnstreik des Sozial- und Er-
ziehungsdienstes im März dabei zu sein.

Zugegeben, hatten auch wir dabei ein etwas mul-
miges Gefühl. Denn auch wir hatten hierfür keinen 
Freibrief erhalten. Es gab mehrere Gespräche, Briefe 
und Ermahnungen. Wir haben es sogar geschafft, 
einen eigenen Gesprächspunkt in der letzten Presby-
tersitzung zu ergattern.Das alles hat uns aber ermutigt, 
weiter zu machen, denn wir sind alle der Meinung: Es 
muss endlich was passieren.

Natürlich sind von Kolleginnen und Kollegen viele 
Ängste und Befürchtungen da. Das habe ich auch als 
Antwort auf meine zahlreichen E-mails, die ich die letz-
ten Wochen geschrieben habe, wahrgenommen. Wie 
z.B.: »Das finden wir eine super Sache, aber wir haben 
ausdrücklich gesagt bekommen, dass wir nicht dürfen.« 
Oder: »Danke, dass Ihr für uns mitstreikt, wir haben es 
verboten bekommen, aber wir sind in Gedanken bei 
Euch.«

Wir haben uns gedacht: Einer muss ja den Anfang 
machen. Und seien wir mal ehrlich, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, und gerade die Evangelische Kirche: 
Hätte damals nicht ein mutiger Mann, nennen wir ihn 
Martin Luther, seine 95 Thesen angenagelt, dürften un-
sere evangelischen Pfarrer heute noch nicht verheiratet 
sein.

Das war 1517. Heute schreiben wir das Jahr 2015. 
Und ich frage nun Euch: Was haben wir heute mehr zu 
befürchten, als damals Martin Luther?

	 Kita Streik-Rede in Speyer

	 »Ja wir sind Kirche. Ja wir zeigen Profil.«

Roter Protest der Kolleg_innen aus Caritas Einrichtungen
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Am 12. Mai 2015 – dem Internationalen Tag der Pfle-
ge – zeigte ver.di Flagge. Bundesweit war an vielen 
Krankenhäusern auf großen Transparenten zu lesen: 
»Gesundheit braucht genug Personal«.

Flagge gezeigt wurde auch am Diakonie Kranken-
haus Standort Kirn Kreuznacher Diakonie. Die ver.di- 
Vertrauensleute hatten, unterstützt durch die MAV, 
anlässlich des Geburtstages von Florence Nightingale 
den roten Teppich für die rund 220 Mitarbeitenden 
ausgelegt. Im VIP-Bereich gab es (alkoholfreien) Sekt 
und Knabbereien.

Statt Glitter und Glamour für Reiche und Sternchen 
wurde im Kirner Krankenhaus der Rote Teppich jedoch 
für die wahren Stars unserer Gesellschaft ausgelegt: 
die Beschäftigten im Krankenhaus. Bei Blitzlichtgewitter 
gaben sie Autogramme und wurden vom smarten Mo-
derator Ralf Schulz, unserem Vertrauensleutesprecher, 
zu Beruf und Privatleben befragt. So erfuhr das Publi-
kum, was eine Hauswirtschaftskraft im Krankenhaus 
täglich macht, dass eine Verwaltungsangestellte nicht 

	 Diakonie Krankenhaus Kirn: 

	 Flagge zeigen für gute Arbeit

nur im Büro hockt, welche Zeit einer Krankenschwester 
oder einem Arzt fürs Hobby bleibt und was die Men-
schen täglich so im Krankenhaus erleben. 

»Heute soll mal die Arbeit der Kollegen und Kolle-
ginnen eine ganz besondere Wertschätzung erhalten. 
Und es ist schön, dass so viele gekommen sind«, erklär-
te Monika Schneider, MAV-Vorsitzende vor Ort. »Die 
Arbeit im Krankenhaus wird oft einfach hingenommen, 
ohne die Menschen und ihre wertvolle Arbeit dahinter 
wirklich zu sehen. Darum stehen sie heute bei uns im 
Mittelpunkt – unsere Stars!« 

Die ver.di-Betriebsgruppe hat den Tag der Pflege 
auch genutzt, um auf die Aktion »162.000 fehlen«, die 
am 24. Juni stattfand, aufmerksam zu machen. Und 
das Konzept ist aufgegangen: Von rund 220 Mitarbei-
tenden haben sich am Aktionstag im Juni noch einmal 
mehr als 70 Mitarbeitende und Unterstützer/innen 
beteiligt.

Redaktion Kirchen.info

Kolleg_innen aus der Kreuznacher Diakonie streiten auch für mehr Personal
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Über 370.000 Mitglieder im Gesundheits- und 
Sozialwesen bekommen die drei mit ver.di-Publik 
vier Mal im Jahr nach Hause.  

Weitere Exemplare zum Verteilen im Betrieb 
können auf der Rückseite angefordert werden.

... einfach aufregend
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Bestellungen zur Verteilung im Betrieb bei redaktion.drei@verdi.de

Über 370.000 Mitglieder im Gesundheits- und 
Sozialwesen bekommen die drei mit ver.di-Publik 
vier Mal im Jahr nach Hause.  

Weitere Exemplare zum Verteilen im Betrieb 
können auf der Rückseite angefordert werden.

      ... schmeckt nach mehr
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